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Bekanntmachung  
Wahl zum 21. Deutschen Bundestag  

am 28. September 2025  
im Wahlkreis 38 Osnabrück-Land 

 
 

 
I. Abgrenzung des Wahlkreises  
 
Zum Wahlkreis 38 Osnabrück-Land gehören alle Städte, 
Samtgemeinden und Gemeinden des Landkreises Osnabrück 
mit Ausnahme der Stadt Georgsmarienhütte und der Gemein-
den Belm, Hagen a.T.W., Hasbergen und Wallenhorst. 
 
 
II. Wahlrechtliche Bestimmungen  
 
Für die Bundestagswahl sind folgende Bestimmungen maß-
gebend:  
 
•     Bundeswahlgesetz (BWG) in der jeweils geltenden Fas- 

sung  
•     Bundeswahlordnung (BWO) in der jeweils geltenden Fas- 

sung  
 
 
III. Kreiswahlleiterin  
 
Als Kreiswahlleiterin wurde berufen:  
Erste Kreisrätin Bärbel Rosensträter 
Landkreis Osnabrück  
Am Schölerberg 1  
49082 Osnabrück  
 
Als Stellvertreter der Kreiswahlleiterin:  
Kreisverwaltungsdirektor Johannes Gärke 
Anschrift wie vor.  
 
Das Wahlbüro befindet sich beim Landkreis Osnabrück, Am 

Schölerberg 1, 49082 Osnabrück, Telefon 0541/501-2076, -
2276 o. -2075, E-Mail: wahlen@lkos.de. 
 
 
IV. Einreichung von Wahlvorschlägen 
  
1.   Gemäß § 32 BWO fordere ich dazu auf, für die Bundes- 

tagswahl am 28. September 2025 Kreiswahlvorschläge für 
den Wahlkreis 38 frühzeitig bei mir einzureichen. Landes-
wahlvorschläge sind bei der Niedersächsischen Landes-
wahlleiterin, Postanschrift: Schiffgraben 12, 30159 Hanno-
ver, Dienstgebäude: Clemensstraße 17, 30169 Hannover, 
einzureichen. Die Einreichungsfrist endet am  

 
Montag, dem 21. Juli 2025, um 18:00 Uhr. 

 
Kreiswahlvorschläge können von Parteien und nach Maß-
gabe des § 20 BWG von Wahlberechtigten, Landeslisten 
nur von Parteien eingereicht werden. 

  
Nach § 18 Abs. 2 BWG können Parteien, die im Bundes-
tag oder einem Landtag seit deren letzter Wahl nicht auf-
grund eigener Wahlvorschläge ununterbrochen mit min-
destens fünf Abgeordneten vertreten waren, als solche ei-
nen Wahlvorschlag nur einreichen, wenn sie spätestens 
am  

 
Montag, dem 23. Juni 2025, bis 18.00 Uhr 

 
der Bundeswahlleiterin, Statistisches Bundesamt, 65180 
Wiesbaden, ihre Beteiligung an der Wahl schriftlich ange-
zeigt haben und der Bundeswahlausschuss ihre Parteien-
eigenschaft festgestellt hat. In der Anzeige ist anzugeben, 
unter welchem Namen sich die Partei an der Wahl beteili-
gen will. Die Anzeige muss von mindestens drei Mitglie-
dern des Bundesvorstandes, darunter die oder der Vorsit-
zende oder die oder der stellvertretende Vorsitzende, per-
sönlich und handschriftlich unterzeichnet sein. Hat eine 
Partei keinen Bundesvorstand, so tritt der Vorstand der je-
weils obersten Parteiorganisation an die Stelle des Bun-
desvorstandes. Die schriftliche Satzung und das schriftli-
che Programm der Partei sowie ein Nachweis über die 
satzungsgemäße Bestellung des Vorstandes sind der An-
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zeige beizufügen. Der Anzeige sollen Nachweise über die 
Parteieigenschaft nach § 2 Abs. 1 Satz 1 des Parteienge-
setzes beigefügt werden. 

 
2.   Jeder Kreiswahlvorschlag darf nur den Namen einer Be- 

werberin bzw. eines Bewerbers enthalten. Jede Person 
kann nur in einem Wahlkreis und hier nur in einem Kreis-
wahlvorschlag benannt werden. Als Bewerberin bzw. Be-
werber kann nur vorgeschlagen werden, wer seine Zu-
stimmung dazu schriftlich erteilt hat; die Zustimmung ist 
unwiderruflich (§ 20 Abs. 1 BWG). 

 
Kreiswahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 
13 zu § 34 Abs. 1 BWO eingereicht werden. Ein Kreiswahl-
vorschlag muss enthalten (§ 34 Abs. 1 Satz 2 BWO): 

 
     •     den Familiennamen, die Vornamen, den Beruf oder  

Stand, das Geburtsdatum, den Geburtsort und die An-
schrift (Hauptwohnung) der Bewerberin oder des Be-
werbers,  

     •     den Namen der einreichenden Partei und, sofern sie  
eine Kurzbezeichnung verwendet, auch diese, bei an-
deren Kreiswahlvorschlägen (§ 20 Abs. 3 BWG) deren 
Kennwort.  

 
Als Bewerberin oder Bewerber kann in einem Kreiswahl-
vorschlag nur benannt werden, wer wählbar ist (vgl. § 15 
BWG). Als Bewerberin oder Bewerber einer Partei kann 
nur benannt werden, wer nicht Mitglied in einer anderen 
Partei als der den Kreiswahlvorschlag einreichenden Par-
tei ist und in einer Versammlung der im Wahlkreis zum 
Deutschen Bundestag wahlberechtigten Mitglieder der 
Partei oder in einer besonderen oder allgemeinen Vertre-
terversammlung in geheimer Abstimmung hierzu gewählt 
worden ist. Auf die anzuwendenden Bestimmungen des § 
21 BWG wird besonders hingewiesen. Wer sich als Be-
werberin oder Bewerber für eine Wahl aufstellen lässt, ob-
wohl sie oder er nicht wählbar ist, macht sich nach § 107 
b Abs. 1 Nr. 4 StGB strafbar.  

 
Der Kreiswahlvorschlag soll ferner Namen, Anschrift, Tele-
fonnummer und E-Mail-Adresse der Vertrauensperson 
und der stellvertretenden Vertrauensperson enthalten (§ 
34 Abs. 1 Satz 3 BWO).  

 
Kreiswahlvorschläge von Parteien müssen von mindes-
tens drei Mitgliedern des Vorstandes des Landesverban-
des, darunter die oder der Vorsitzende oder die oder der 
stellvertretende Vorsitzende, persönlich und handschrift-
lich unterzeichnet sein. Hat eine Partei im Land keinen 
Landesverband oder keine einheitliche Landesorganisati-
on, so müssen die Kreiswahlvorschläge von den Vorstän-
den der nächstniedrigen Gebietsverbände, in deren Be-
reich der Wahlkreis liegt, persönlich und handschriftlich 
von den entsprechenden Personen analog zu § 34 Abs. 2 
Satz 1 BWO unterzeichnet sein (§ 34 Abs. 2 BWO).  

 
Bei anderen Kreiswahlvorschlägen haben drei Unterzeich-
nerinnen oder Unterzeichner des Wahlvorschlages ihre 
Unterschriften auf dem Kreiswahlvorschlag (Anlage 13 zur 
BWO) selbst zu leisten. § 34 Abs. 4 Nrn. 3 und 4 BWO gel-
ten entsprechend (§ 34 Abs. 3 BWO).  

 
Kreiswahlvorschläge von Parteien, die im Deutschen Bun-
destag oder in einem Landtag seit deren letzter Wahl nicht 
auf Grund eigener Wahlvorschläge ununterbrochen mit 
mindestens fünf Abgeordneten vertreten waren (§ 18 Abs. 
2 BWG), müssen außerdem von mindestens 200 Wahlbe-
rechtigten des Wahlkreises persönlich und handschriftlich 
unterzeichnet sein (§ 20 Abs. 2 BWG). Kreiswahlvorschlä-

ge, die nicht von Parteien eingereicht werden, müssen 
ebenfalls von 200 Wahlberechtigten des Wahlkreises per-
sönlich und handschriftlich unterzeichnet sein (§ 20 Abs. 3 
BWG). Kreiswahlvorschläge von Parteien dürfen erst nach 
Aufstellung der Bewerberin oder des Bewerbers durch ei-
ne Mitglieder- oder Vertreterversammlung unterzeichnet 
werden. Vorher geleistete Unterschriften sind ungültig (§ 
34 Abs. 4 Nr. 5 BWO). Die Wahlberechtigung der Unter-
zeichnerinnen und Unterzeichner muss im Zeitpunkt der 
Unterschriftenleistung gegeben sein und ist bei der Einrei-
chung des Kreiswahlvorschlages nachzuweisen (§ 20 
Abs. 2 Satz 3 zweiter Halbsatz BWG). Die Unterschriften 
sind auf amtlichen Formblättern zu erbringen, die aus-
schließlich beim Wahlbüro der Kreiswahlleitung angefor-
dert werden können. Bei der Anforderung sind der Famili-
enname, die Vornamen und die Anschrift (Hauptwohnung) 
der vorzuschlagenden Bewerberin oder des vorzuschla-
genden Bewerbers sowie die Bezeichnung des Trägers 
des Wahlvorschlags anzugeben. Bei Parteien ist dies de-
ren Name und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwen-
den, auch diese, bei anderen Kreiswahlvorschlägen deren 
Kennwort. Die Parteien haben ferner die Aufstellung der 
Bewerberin oder des Bewerbers in einer Mitglieder- oder 
Vertreterversammlung nach § 21 BWG zu bestätigen (§ 34 
Abs. 4 Nr. 1 BWO).  

 
Gemäß § 34 Abs. 5 BWO sind dem Kreiswahlvorschlag 
folgende Unterlagen beizufügen: 

 
     •     die Erklärung der vorgeschlagenen Bewerberin oder  

des vorgeschlagenen Bewerbers, dass sie oder er der 
Aufstellung zustimmt und für keinen anderen Wahl-
kreis eine Zustimmung zur Benennung als Bewerberin 
oder Bewerber gegeben hat sowie bei Kreiswahlvor-
schlägen von Parteien eine Versicherung an Eides 
statt der Bewerberin oder des Bewerbers, dass sie 
oder er nicht Mitglied einer anderen als der den Wahl-
vorschlag einreichenden Partei ist (Anlage 15 zu § 34 
Abs. 5 Nrn. 1 und 3 Buchst. b BWO), 

     •     eine Bescheinigung der zuständigen Gemeinde, dass  
die vorgeschlagene Bewerberin oder der vorgeschla-
gene Bewerber wählbar ist (Anlage 16 zu § 34 Abs. 5 
Nr. 2), 

     •     bei Kreiswahlvorschlägen von Parteien eine Ausferti- 
gung der Niederschrift über die Beschlussfassung der 
Mitglieder- oder Vertreterversammlung, in der die Be-
werberin oder der Bewerber aufgestellt worden ist, im 
Falle eines Einspruchs nach § 21 Abs. 4 BWG auch ei-
ne Ausfertigung der Niederschrift über die wiederholte 
Abstimmung, mit der nach § 21 Abs. 6 Satz 2 BWG 
vorgeschriebenen Versicherung an Eides statt (Anla-
gen 17 und 18 zu § 34 Abs. 5 Nr. 3 Buchst. a BWO)  

     •     die erforderliche Zahl von Unterstützungsunterschrif- 
ten nebst Bescheinigungen des Wahlrechts der Unter-
zeichnerinnen und Unterzeichner (Anlage 14 zu § 34 
Abs. 4 BWO), sofern der Kreiswahlvorschlag von min-
destens 200 Wahlberechtigten des Wahlkreises unter-
zeichnet sein muss.  

 
Hinsichtlich des Inhalts und der Form der Kreiswahlvor-
schläge weise ich im Übrigen auf die §§ 20 ff. BWG und § 
34 BWO hin.  

 
 
3.   Die Anforderungen für die Einreichung einer Landesliste  

können Sie der Bekanntmachung der Niedersächsischen 
Landeswahlleiterin vom 24.09.2024 zur Aufforderung zur 
Einreichung von Wahlvorschlägen für die Bundestagswahl 
am 28.09.2025, LWL 11401/3, entnehmen (Nds. MBl. 
2024 Nr. 420 vom 26. September 2024).  
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4.   Die für die Einreichung der Kreiswahlvorschläge erforder- 
lichen Vordrucke sind bei mir, die für die Einreichung einer 
Landesliste erforderlichen Vordrucke bei der Niedersäch-
sischen Landeswahlleiterin erhältlich. Ich empfehle je-
doch, das Kandidatenportal der Bundeswahlleiterin im In-
ternet zu nutzen. In dem Portal können die Vordrucke für 
die Teilnahme an der Bundestagswahl 2025 online ausge-
füllt, verwaltet, heruntergeladen und ausgedruckt werden. 
Das Kandidatenportal hilft dabei, einen Wahlvorschlag 
vollständig und fehlerfrei auszufüllen. Das Kandidatenpor-
tal ist erreichbar unter  

 
     https://service.bundeswahlleiterin.de/kandidatenportal/.  
 
 

Zugangsdaten für das Kandidatenportal zur Einreichung 
eines Kreiswahlvorschlags sind auf Nachfrage bei mir er-
hältlich; Zugangsdaten zur Einreichung einer Landesliste 
werden von der Landeswahlleitung herausgegeben.  

 
5.   Vorsorglich weise ich darauf hin, dass die im Wahlverfah- 

ren vorgegebenen Fristen nur gewahrt sind, wenn die ein-
zureichenden Unterlagen in Schriftform rechtzeitig vorge-
legt werden. So ist es insbesondere nicht möglich, die Un-
terlagen für eine Landesliste oder einen Kreiswahlvor-
schlag elektronisch über das Kandidatenportal bei mir 
oder der Landeswahlleitung einzureichen. Der Wahlvor-
schlag ist nur gültig, wenn alle erforderlichen Unterlagen 
ausgefüllt, ausgedruckt, von den Verantwortlichen persön-
lich und handschriftlich unterzeichnet und im Original bis 
Montag, 21.07.2025 (= 69. Tag vor der Wahl), bis 18:00 
Uhr beim zuständigen Wahlorgan vorliegen. Eine Möglich-
keit, Kopien, Faxe oder sonst elektronisch übermittelte An-
lagen und Unterschriften zu akzeptieren, besteht nicht. 

      
  
Osnabrück, 21. Oktober 2024 
 
 

Die Kreiswahlleiterin 
des Wahlkreises 38  
Bärbel Rosensträter 
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Prüfung  
des Jahresabschlusses 2023 
der AWIGO SERVICE GmbH 

 
 
Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses 2023 beauftragte 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Dr. Klein, Dr. Mönstermann + 
Partner GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerbera-
tungsgesellschaft, Osnabrück, hat mit Datum vom 19. April 
2024 folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk er-
teilt:  
 

„Bestätigungsvermerk 
des unabhängigen Abschlussprüfers 

 
 
An die AWIGO SERVICE GmbH, Georgsmarienhütte 
 
VERMERK ÜBER DIE PRÜFUNG DES JAHRESAB-
SCHLUSSES UND DES LAGEBERICHTS 
 
Prüfungsurteile 

Wir haben den Jahresabschluss der AWIGO SERVICE 
GmbH, Georgsmarienhütte, - bestehend aus der Bilanz zum 
31. Dezember 2023 und der Gewinn- und Verlustrechnung für 
das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2023 
sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilan-
zierungs- und Bewertungsmethoden - geprüft. Darüber hinaus 
haben wir den Lagebericht der AWIGO SERVICE GmbH, Ge-
orgsmarienhütte, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 
zum 31. Dezember 2023 geprüft.  
 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung ge-
wonnenen Erkenntnisse 
 
•      entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen we- 

sentlichen Belangen den deutschen, für Kapitalgesell-
schaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und 
vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und 
Finanzlage der Gesellschaft zum 31. Dezember 2023 so-
wie ihrer Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 
bis zum 31. Dezember 2023 und 

 
•      vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zu- 

treffendes Bild von der Lage der Gesellschaft. In allen we-
sentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang 
mit dem Jahresabschluss, entspricht den deutschen ge-
setzlichen Vorschriften und stellt die Chancen und Risi-
ken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.  

 
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere 
Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungsmäßig-
keit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat. 
 
 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
 
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB und §§ 157, 
158 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz 
(NKomVG) i. V. m. § 30 EigBetrVO Nds. unter Beachtung der 
vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften 
und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Ab-
schlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts" unseres Bestätigungsvermerks weiterge-
hend beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen unabhän-
gig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtli-
chen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere 
sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit 
diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass 
die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und 
geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile 
zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen. 
 
 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jahres-
abschluss und den Lagebericht 
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstel-
lung des Jahresabschlusses, der den deutschen, für Kapital-
gesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in 
allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der 
Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhält-
nissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetzli-
chen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die 
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sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ord-
nungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, 
um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, 
der frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund 
von dolosen Handlungen (d.h. Manipulationen der Rech-
nungslegung und Vermögensschädigungen) oder Irrtümern 
ist. 
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzli-
chen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit der Gesell-
schaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurtei-
len. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte 
in Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstä-
tigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind 
sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungsle-
gungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit 
zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche 
Gegebenheiten entgegenstehen. 
 
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für 
die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein zutreffen-
des Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in al-
len wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Ein-
klang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften ent-
spricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick-
lung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertre-
ter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen 
(Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Auf-
stellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den an-
zuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermög-
lichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die 
Aussagen im Lagebericht erbringen zu können. 
 
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts 
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu er-
langen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von wesentli-
chen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlun-
gen oder Irrtümern ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt so-
wie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss 
sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in 
Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften ent-
spricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick-
lung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu 
erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und 
zum Lagebericht beinhaltet. 
 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber 
keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung mit § 317 
HGB und §§ 157, 158 Niedersächsisches Kommunalverfas-
sungsgesetz (NKomVG) i. V. m. § 30 EigBetrVO Nds. unter 
Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) fest-
gestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Ab-
schlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche fal-
sche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen kön-
nen aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und wer-
den als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise er-
wartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die 
auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und des Lage-
berichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von 
Adressaten beeinflussen.  
 
Die Website des Instituts der Wirtschaftsprüfer (IDW) enthält 
unter 
 
https://www.idw.de/idw/verlautbarungen/bestaetigungsver-

merk/1-v2-hgb-ja-non-pie 
 
eine weitergehende Beschreibung der Verantwortung des Ab-
schlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts. Diese Beschreibung ist Bestandteil unseres 
Bestätigungsvermerks. 
 
 
SONSTIGE GESETZLICHE UND ANDERE RECHTLICHE 
ANFORDERUNGEN  
 
Vermerk über die Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der 
Geschäftsführung und der in § 53 Abs. 1 Nr. 2 HGrG ge-
nannten Sachverhalte 
 
 
Wir haben die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung, ein-
schließlich der wirtschaftlichen Verhältnisse i.S.v. § 53 Abs. 1 
Nr. 2 HGrG, im Geschäftsjahr vom 1. Januar 2023 bis zum 31. 
Dezember 2023 geprüft.  
 
Nach unserer Beurteilung erfolgt die Geschäftsführung der 
Gesellschaft in allen wesentlichen Belangen ordnungsgemäß. 
Die Entwicklung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage, 
der Liquidität und der Rentabilität der Gesellschaft gibt keinen 
Anlass zu wesentlichen Beanstandungen.  
 
Wir haben unsere Prüfung nach § 30 EigBetrVO Nds. unter 
Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) fest-
gestellten deutschen Grundsätze zur Prüfung der Ordnungs-
mäßigkeit der Geschäftsführung und der wirtschaftlichen Ver-
hältnisse gemäß § 53 HGrG durchgeführt. Unsere Verantwor-
tung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist nachfol-
gend sowie im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprü-
fers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts“ weitergehend beschrieben.  
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Ord-
nungsmäßigkeit der Geschäftsführung und die wirtschaftli-
chen Verhältnisse der Gesellschaft sowie für die Vorkehrun-
gen und Maßnahmen (Systeme), die sie dafür als notwendig 
erachtet haben.  
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu er-
langen, ob die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung, ein-
schließlich der wirtschaftlichen Verhältnisse i.S.v. § 53 Abs. 1 
Nr. 2 HGrG, Anlass zu wesentlichen Beanstandungen geben 
sowie einen Vermerk zu erteilen, der unser Prüfungsurteil 
nach § 30 EigBetrVO Nds. zur Ordnungsmäßigkeit der Ge-
schäftsführung und der in § 53 Abs. 1 Nr. 2 HGrG genannten 
Sachverhalte beinhaltet.“ 
 
 
Osnabrück, den 19. April 2024 
 
 
 

Dr. Klein, Dr. Mönstermann + Partner GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

Steuerberatungsgesellschaft 
Esmann                                                                Dr. Niemann 
Wirtschaftsprüfer                                           Wirtschaftsprüfer 
 
 
 
„Ergänzende Bemerkungen des Rechnungsprüfungsamtes 
nach § 34 Abs. 1 Satz 3 EigBetrVO sind nicht erforderlich.“ 
 
Osnabrück, 14.05.2024 
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Rechnungsprüfungsamt 
des Landkreises Osnabrück 

i. A. Ralf Lauxtermann 
 
 
 

Die Gesellschafterversammlung der AWIGO SERVICE GmbH 
hat in ihrer Sitzung am 27.05.2024 die Bilanz des Wirtschafts-
jahres 2023 in Aktiva und Passiva gleichlautend mit 
1.122.697,31 € festgestellt. Das Jahr schließt mit einem Jah-
resüberschuss von 12.769,72 € ab. Der Jahresüberschuss 
wird zur Minderung des Verlustvortrages verwendet. Der La-
gebericht wurde festgestellt. Dem Geschäftsführer Christian 
Niehaves wurde für das Geschäftsjahr 2023 Entlastung erteilt. 
 
Gemäß § 36 der Verordnung über Eigenbetriebe und andere 
prüfungspflichtige Einrichtungen (Eigenbetriebsverordnung - 
EigBetrVO) in der zurzeit geltenden Fassung werden der 
Feststellungsvermerk und der Beschluss der Gesellschafter-
versammlung über den Jahresabschluss 2023 hiermit öffent-
lich bekannt gemacht. Der Jahresabschluss und der Lagebe-
richt der AWIGO SERVICE GmbH für das Jahr 2023 liegen 
vom 18.11. – 26.11.2024 in den Geschäftsräumen der AWIGO 
Abfallwirtschaft Landkreis Osnabrück GmbH, Niedersach-
senstr. 19, 49124 Georgsmarienhütte, während der Ge-
schäftszeiten öffentlich aus. 
 
 
Georgsmarienhütte, 11.11.2024 
 
 

AWIGO SERVICE GmbH 
Christian Niehaves  

Geschäftsführer 
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Bekanntmachung 

des Bebauungsplans Nr. 6 II 
„Kurgarten Schledehausen“  

vorhabenbezogene 6. Änderung 
der Gemeinde Bissendorf 

 
 
Der Rat der Gemeinde Bissendorf hat die 6. vorhabenbezoge-
ne Änderung des Bebauungsplans Nr. 6 II „Kurgarten Schle-
dehausen", bestehend aus der Planzeichnung mit textlichen 
Festsetzungen sowie Vorhaben- und Erschließungsplan, 
nach Prüfung der Bedenken und Anregungen gemäß § 4a in 
Verbindung mit §§ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2  Baugesetzbuch 
(BauGB) in seiner Sitzung am 26. September 2024 als Sat-
zung nach § 10 BauGB sowie die Begründung einschließlich 
Fachbeiträgen beschlossen. 
 
Das Bauleitplanverfahren wurde als beschleunigtes Verfahren 
gemäß § 13a BauGB durchgeführt.  
 
Das Plangebiet der 6. vorhabenbezogenen Änderung des Be-
bauungsplans Nr. 6 II „Kurgarten Schledehausen" ist Teil der 
Gemarkung Schledehausen, Flur 5 und umfasst den in der 
nachstehenden Übersichtskarte abgegrenzten Geltungsbe-
reich:  

 
Mit dieser Bekanntmachung wird  die 6. vorhabenbezogene 
Änderung des Bebauungsplans Nr. 6 II „Kurgarten Schlede-
hausen" rechtsverbindlich und liegt mit der Begründung ein-
schließlich Vorhaben und Erschließungsplan sowie Fachbei-
trägen  ab sofort im Fachdienst 4 - Planen und Bauen - der 
Gemeindeverwaltung Bissendorf, Rathaus, Kirchplatz 1, 
49143 Bissendorf, während der Dienststunden zur Einsicht 
aus. Jedermann kann über den Inhalt des Bebauungsplanes 
Auskunft verlangen. 
 
Auf die Rechtsfolgen des § 215 BauGB wird hingewiesen. Da-
nach werden  
 
1.    eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. bis 3 BauGB beachtli- 

che Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und 
Formvorschriften,  

2.    eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB be- 
achtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis 
des Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes 
und  

3.    nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des  
Abwägungsvorganges  

 
unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit 
der Bekanntmachung des Bebauungsplanes schriftlich 
gegenüber der Gemeinde Bissendorf unter Darlegung 
des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend 
gemacht worden sind. Dies gilt entsprechend, wenn Feh-
ler nach § 214 Absatz 2a beachtlich sind. 

 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie 
Abs. 4 BauGB über die Entschädigung von durch den o.a. 
Bebauungsplan eintretenden Vermögensnachteilen so-
wie über die Fälligkeit und das Erlöschen entsprechender 
Entschädigungsansprüche wird hingewiesen. 

 
 
Bissendorf, 18. Oktober 2024 
 
 

Gemeinde Bissendorf 
(Siegel)                      Der Bürgermeister 

Guido Halfter 
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Satzung 
der Gemeinde Hilter a.T.W. über die Veränderungssperre 

für den Geltungsbereich der 1. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 77 „Auf dem Sackslande“ 
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Aufgrund der §§ 10 und 58 der Niedersächsischen Kommu-
nalverfassung (NKomVG) in Ver-bindung mit den §§ 14, 16 
und 17 des Baugesetzbuches (BauGB) – jeweils in der zur 
Zeit geltenden Fassung – hat der Rat der Gemeinde Hilter 
a.T.W. am 24. Oktober 2024 die folgende Satzung über die 
Veränderungssperre im Planbereich der 1. Änderung des Be-
bauungsplanes Nr. 77 „Auf dem Sackslande“ beschlossen: 
 
 

§ 1 
Zu sichernde Planung 

 
Der Verwaltungsausschuss hat mit Umlaufverfahren vom 25. 
April 2023 die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 77 „Auf 
dem Sackslande“ (Aufstellungsbeschluss) gefasst. Zur Siche-
rung der Planung wird für das in § 2 bezeichnete Plangebiet 
eine Satzung über die Veränderungssperre beschlossen. 
 
 

§ 2 
Räumlicher Geltungsbereich 

 
Die Veränderungssperre umfasst den Geltungsbereich der 1. 
Änderung des Bebauungsplanes Nr. 77 „Auf dem Sackslan-
de“. Der Geltungsbereich der Satzung ist dem beigefügten 
Übersichtsplan zu entnehmen, der Bestandteil dieser Satzung 
ist.  
 
 

§ 3 
Rechtswirkung der Veränderungssperre 

 
1)    Zur Sicherung der Planung dürfen im räumlichen Gel- 

tungsbereich der Veränderungssperre zur 1. Änderung 
des Bebauungsplanes Nr. 77 „Auf dem Sackslande“ gem. 
§ 14 I BauGB 

 
      a) Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht durchgeführt  

und bauliche Anlagen nicht beseitigt werden, 
      b) erhebliche und wesentlich wertsteigernde Veränderun- 

gen von Grundstücken und baulichen Anlagen, deren 
Veränderungen nicht genehmigungs-, zustimmungs- 
oder anzeigepflichtig sind, nicht vorgenommen wer-
den. 

 
2)    Wenn überwiegende öffentliche Belange nicht entgegen 

stehen, kann von Absatz 1 eine Ausnahme erlassen wer-
den. 

 
3)    Von der Veränderungssperre werden nicht berührt: 
 
      a) Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der Veränderungs- 

sperre baurechtlich genehmigt worden sind, 
      b) Vorhaben, von denen die Gemeinde nach Maßgabe  

des Bauordnungsrechts Kenntnis erlangt hat und mit 
deren Ausführung vor dem Inkrafttreten der Verände-
rungssperre hätte begonnen werden dürfen, 

      c)  Unterhaltungsarbeiten und die Fortführung einer bisher  
ausgeübten Nutzung. 

 
 

§ 4 
Inkrafttreten und Außerkrafttreten  

der Veränderungssperre 
 
1)    Die Satzung über die Veränderungssperre tritt nach dem  

Tag ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
2)    Die Veränderungssperre tritt nach Ablauf von 2 Jahren au- 

ßer Kraft. Auf die Zweijahresfrist ist der seit der Zustellung 
eines Baugesuchs nach § 15 I BauGB abgelaufene Zeit-
raum anzurechnen. Die Veränderungssperre tritt in jedem 
Fall außer Kraft, sobald und soweit die 1. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 77 „Auf dem Sackslande“ rechts-
kräftig geworden ist. 

 
3)    Die Gemeinde kann die Frist um ein Jahr verlängern. 
 
 
Hilter a.T.W., 25. Oktober 2024 
 
 

Der Bürgermeister 
Marc Schewski 
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Friedhofsgebührenordnung (FGO) 
für die Friedhöfe 

der Ev.-luth. Walburgis-Kirchengemeinde in Venne 
 
 
Gemäß § 5 der Rechtsverordnung über die Verwaltung kirch-
licher Friedhöfe (Friedhofsrechtsverordnung) vom 13. Novem-
ber 1973 (Kirchl. Amtsbl. 1974 S. 1) und § 30 der Friedhofs-
ordnung hat der Kirchenvorstand der Ev.-luth. Kirchengemein-
de Venne für ihre Friedhöfe am 02.10.2024 folgende Fried-
hofsgebührenordnung beschlossen: 
 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
Für die Benutzung des Friedhofes und seiner Einrichtungen 
sowie für sonstige in § 6 aufgeführte Leistungen der Friedhofs-
verwaltung werden Gebühren nach dieser Gebührenordnung 
erhoben. 
 
 

§ 2 
Gebührenschuldner 

 
(1) Gebührenschuldner der Benutzungsgebühr ist 
 
     1.   wer die Bestattung oder sonstige gebührenpflichtige  

Leistung nach dieser Ordnung beantragt oder durch 
ihm zurechenbares Verhalten ausgelöst hat, 



     2.   wer das Nutzungsrecht an einer Grabstätte erworben  
oder verlängert hat, 
 

     3.   wer die Gebührenschuld gegenüber der Friedhofsver- 
waltung durch schriftliche Erklärung übernommen hat 
oder wer für die Gebührenschuld eines anderen kraft 
Gesetzes haftet. 

 
(2) Gebührenschuldner der Verwaltungsgebühr ist 
 
     1.   wer die Verwaltungshandlung veranlasst oder in wes- 

sen Interesse sie vorgenommen wird, 
 

     2.   wer die Gebührenschuld gegenüber der Friedhofsver- 
waltung durch schriftliche Erklärung übernommen hat 
oder wer für die Gebührenschuld eines anderen kraft 
Gesetzes haftet. 

 
(3) Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner. 
 
 

§ 3 
Entstehen der Gebührenschuld 

 
(1)  Bei Grabnutzungsgebühren entsteht die Gebührenschuld  

bereits mit der Begründung des Nutzungsrechtes für die 
gesamte Nutzungsdauer der Grabstätte oder bereits mit 
der Verlängerung des Nutzungsrechtes für den Zeitraum 
der gesamten Verlängerung der Grabstätte. 

 
(2) Bei sonstigen Benutzungsgebühren entsteht die Gebüh- 

renschuld mit der Inanspruchnahme der jeweiligen ge-
bührenpflichtigen Leistung. 

 
(3)   Bei Verwaltungsgebühren entsteht die Gebührenschuld  

mit der Vornahme der Verwaltungshandlung. 
 
 

§ 4 
Festsetzung und Fälligkeit 

 
(1)  Die Heranziehung zu Gebühren erfolgt durch schriftlichen  

Bescheid. Die Gebühren sind innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig. 

 
(2)  Die Friedhofsverwaltung kann die Benutzung des Fried- 

hofes untersagen und Leistungen verweigern, sofern aus-
stehende Gebühren nicht entrichtet worden sind oder ei-
ne entsprechende Sicherheit nicht geleistet ist. 

 
(3)  Rückständige Gebühren werden im Verwaltungszwangs- 

verfahren eingezogen. 
 
 
 

§ 5 
Säumniszuschläge, Kosten, Einziehung  

rückständiger Gebühren 
 
(1)  Werden Gebühren nicht bis zum Ablauf des Fälligkeitsta- 

ges entrichtet, so ist für jeden angefangenen Monat der 
Säumnis ein Säumniszuschlag von 1 % des abgerunde-
ten rückständigen Gebührenbetrages zu entrichten; ab-
zurunden ist auf den nächsten durch 50 Euro teilbaren 
Betrag. 

 
(2)  Für schriftliche Mahnungen sind die entstandenen Porto- 

kosten durch den Gebührenschuldner oder die Gebüh-
renschuldnerin zu erstatten. 

(3)  Rückständige Gebühren, Säumniszuschläge sowie Kos- 
ten nach Absatz 2 werden im Verwaltungszwangsverfah-
ren eingezogen. Die Kosten der Vollstreckung hat der 
Vollstreckungsschuldner oder die Vollstreckungsschuld-
nerin zu tragen. 

 
 

§ 6 
Gebührentarif 

 
I.    Gebühren für die Verleihung von Nutzungsrechten an  

Grabstätten: 
 
1.    Reihengrabstätte 
      Für 30 Jahre:                                                    492,00 € 
 
2.    Wahlgrabstätte 
      Für 30 Jahre - je Grabstelle- :                             438,00 € 
 
3.    Urnenreihengrabstätte 
      Für 25 Jahre:                                                   293,00 € 
 
4.    Urnenwahlgrabstätte 
      Für 25 Jahre - je Grabstelle - :                           270,00  € 
 
5.   a)  Rasengrabstätte für Erdbestattungen 
          Für 30 Jahre - je Grabstelle –  
           inkl. Pflege :                                                 1.786,00 € 
      
     b)  Grabplatte inkl. Erstbeschriftung:                    365,00 € 
 
6.   a)  Reihenrasengrab für Urnenbestattungen (GURRG) 
          Für 25 Jahre - je Grabstelle- :                        848,00 € 
      
     b)  Namensbeschriftung                                        100,00 € 
 
7.   a)  Urnengrabstätte im Garten der Hoffnung (GdH) 
          Für 25 Jahre - je Grabstelle –  
           inkl. Pflege und FUG:                                   1.180,00 €   
      
     b)  Einzelstein mit Namen  
           bei Kauf eines Doppelplatzes                          398,00 €
      
8.    Baumurnengrabstätte 
      Für 25 Jahre - je Grabstelle - :                         1.113,00 €  
 
9.    Zusätzliche Bestattung einer Urne in einer bereits beleg- 

ten Wahl- oder Urnenwahlgrabstätte gemäß § 11 Absatz 
6 der Friedhofsordnung: 

 
      a.  eine Gebühr gemäß Nummer 10 zur Anpassung an die 
           neue Ruhezeit und 
 
     b.   eine Gebühr gemäß Abschnitt II. Nummer 2. 
 
10.  Für jedes Jahr des Wiedererwerbs oder der Verlängerung  

von Nutzungsrechten (gem. § 13 Absatz 2 FO) ist für je-
des Jahr, um das das Nutzungsrecht verlängert wird, 1/30 
bzw. 1/25 (einzusetzen ist die Jahreszahl aus Nummern 2 
oder 4) der Gebühren nach Nummern 2 und 4 zu entrich-
ten. 

 
Wiedererwerbe und Verlängerungen von Nutzungsrech-
ten sind nur in vollen Kalenderjahren möglich. 

 
Die Gebühr für den Erwerb, Wiedererwerb und die Ver-
längerung des Nutzungsrechtes wird für die gesamte Nut-
zungszeit im Voraus erhoben. 
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II.   Gebühren für die Bestattung: 
 
Für das Ausheben und Verfüllen der Gruft, Abräumen der 
Kränze und der überflüssigen Erde: 
 
1. für eine Erdbestattung:                                       371,00 € 
         
2. für eine Urnenbestattung:                                   148,00 € 
 
 
III.  Friedhofsunterhaltungsgebühr zur Finanzierung der  

Kosten für  
 
Für ein Jahr 
- je Grabstelle -:                                                       15,00 € 
  
 
IV.  Gebühr für die Benutzung der Leichenkammer /  

Friedhofskapelle: 
 
1. Gebühr für die Benutzung der Leichenkammer     196,00 € 
 
2. Gebühr für die Benutzung der Friedhofskapelle 
    je Trauerfeier:                                                    245,00 €   
 
 
V.  Sonstige Gebühren   
 
1.    Gebühr für die Rasenpflege  
      einer Rasenerdgrabstätte  
      jährlich je Grabstelle:                                              32,00 €     
 
2.    Gebühr für die Rasenpflege  
      einer Rasenurnengrabstätte 
      jährlich je Grabstelle:                                            16,00 €  
 
3.   Gebühr für diverse Arbeiten  
     an einer Grabstätte – pro Stunde - :                       35,00 €  

 
 

§ 7 
 
Leistungen, für die kein Gebührentarif vorgesehen ist, werden 
von der Friedhofsverwaltung nach dem jeweiligen Aufwand 
berechnet. 
 

§ 8 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 
(1)  Diese Friedhofsgebührenordnung tritt nach ihrer Geneh- 

migung und nach der  öffentlichen Bekanntmachung am 
in Kraft. 

 
(2)  Mit Inkrafttreten dieser Friedhofsgebührenordnung tritt  

die Friedhofsgebührenordnung in der Fassung vom 
14.06.2023 außer Kraft. 

 
 
Venne, den 16.10.2024 
 
  

Der Kirchenvorstand: 
(Siegel) 

Driehaus                                                             Springmeyer                
 Vorsitzende/r                                                 weiteres Mitglied 
 
 
 
 
Die vorstehende Friedhofsgebührenordnung wird hiermit ge-
mäß § 66 Absatz 1 und Absatz 3 Nr. 2 der Kirchengemeinde-
ordnung kirchenaufsichtlich genehmigt.  
 
 
Osnabrück, den  
 
 
 
(Siegel)                          Funke 

Regionalbeauftragter  
des Ev.-luth. Kirchenkreises Bramsche 
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